
Liebe Leserinnen und Leser, 
 

Weihnachten steht vor der Tür, ein aufregendes 
Jahr geht zu Ende. Es hat gut begonnen. Denn bei 
der Landtagswahl im Januar erhielt ich ein ausge-
zeichnetes Ergebnis und konnte so dank der tat-
kräftigen Hilfe vieler Mitstreiter das Direkt-
mandat für die SPD im Wahlkreis 16 gewinnen.  
Im Landtag bestimmt die inhaltiche Arbeit  
meinen Tagesablauf. In der Opposition müssen 
wir „dicke Bretter“ bohren, das kostet viel Zeit 
und Kraft. Gleichwohl kommt bei mir die Wahl-
kreisarbeit nicht zu kurz! Ich nehme viele  
Termine wahr und bin Ansprechpartner für die 

Als falsches Signal in Zeiten von Finanz- und 
Wirtschaftskrise kritisierte die SPD-Fraktion den 
weitgehenden Rückzug des Landes aus der Städ-
tebauförderung.  
 
„Das Land wird sich im Jahre 2009 nicht am In-
vestitionspakt des Bundes beteiligen. Rund 28 
Millionen Euro gehen damit an Investitionen im 
Lande verloren“, kritisierte Ronald Schminke  
das Verhalten der Landesregierung. Gehe man 
davon aus, dass jeder investierte Euro bis zu 8 
Euro an Folgeinvestitionen in der Bauwirtschaft 
auslöse, verzichte die Landesregierung auf eine 
Konjunkturspritze von rund 220 Millionen Euro.  
 
Schminke: „Angesichts der sich immer weiter 
fressenden Finanz- und Wirtschaftskrise ist diese 
Passivität der Landesregierung unverantwortlich. 
Sie verzichtet damit bewusst auf ein wichtiges 

Instrument zur Stärkung des Wirt-
schaftsstandorts Niedersachsen und zur Siche-
rung von Arbeitsplätzen“.  
 
Außerdem sei die Städtebauförderung ein wir-
kungsvolles Mittel, um mit den Investitionen die 
dringend notwendige energetische Sanierung des 
Wohnraumbestandes vorzunehmen. „Hier ist be-
sonders ein Programm für Vermieter kleinerer 
Bestände nötig“, sagt Schminke.  

Rückzug des Landes aus der Städtebau-
förderung falsches Signal  (03.12.2008) 

 
 

Menschen; meinem Motto getreu: Ronald 
Schminke. Ein Mann, auf den Sie bauen können. 
Die Gelegenheit möchte ich nutzen, um Ihnen für 
Ihr Interesse an meinem Schaffen und die gute 
Zusammenarbeit in diesem Jahr zu danken!  
An dieser Stelle wünsche ich Ihnen auch ein  
gesegnetes Weihnachtsfest und einen Guten 
Rutsch in ein erfolgreiches Jahr 2009!  
 
Viel Vergnügen beim Lesen wünscht 
 
Ihr Ronald Schminke 

SPD-Fraktion fordert Schutzschirm für Nieder-
sächsische Arbeitsplätze: 

Weitere Informationen zum Thema 

http://www.spd-landtag-nds.de/web/content.jsp?nodeId=10480&lang=de 

http://www.spd-landtag-nds.de/web/content.jsp?nodeId=10598&lang=de 

SPD-Fraktion will Konjunkturprogramm für Nds: 

http://www.spd-landtag-nds.de/web/binary.jsp?nodeId=9965&binaryId=10766&disposition=inline 

Antrag der SPD zur Belebung der Konjunktur: 
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Newsletter Ausgabe 4/08 (Oktober / November/ Dezember) 

Seite 1/5 



„Was immer auch die 
niedersächsische Lan-
desregierung unter 
Verbraucherschutz ver-
steht, gemessen an den 
Veröffentlichungen des 

Landesamtes für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit (LAVES) in Oldenburg 
ist das Gesamturteil der in diesem Jahr bisher 
untersuchten 4000 Fleisch- und Fleischwaren-
proben obergrottenekelig“, erklärte der SPD-
Landtagsabgeordnete Ronald Schminke.  
 
Jede 5. Probe sei nicht in Ordnung, jede 20. Pro-
be sei sogar ungenießbar. Bei Kochschinken und 
Kasseler waren von 1134 Proben 42,9 % nicht in 
Ordnung! Von vergammelten Brühwürstchen bis 
zu falsch etikettierten Steaks würden die Lebens-
mittelkonrolleure der Landkreise zuverlässig fün-
dig, berichtet das LAVES in Oldenburg weiter. 
Während die SPD immer wieder auf verstärkte 
Kontrollen hinwirke, fehle es vielerorts an der 
nötigen Personalausstattung. Ausgerechnet Land-
kreise im Nordwesten, wo die großen Mastbetrie-
be sitzen, klagten über unbesetzte Stellen im  
Veterinäramt und es fehle deshalb an Routine- 

trollen. Schminke: „Ein noch größerer Skandal ist 
die Kommentierung der Feststellungen durch Mi-
nisteriumssprecher Gert Hahne, der die hohe An-
zahl der Verstöße mit komplexen Vorschriften 
und überforderten Unternehmen begründet. Das 
Fleisch stinkt zum Himmel, die Leute schreien 
nach mehr Sicherheit durch Kontrollen, aber im 
Landwirtschaftsministerium arbeitet die personi-
fizierte Antriebslosigkeit, denn die schlechten 
Ergebnisse bleiben ohne Konsequenzen.“ 
 
Es gebe trotz vehementer Forderungen der SPD 
einfach keine Datenlage darüber, wie und ob 
überhaupt Sanktionen auf festgestellte Verstöße 
erfolgen, berichtet Schminke. Die Landkreise 
würden dem LAVES lediglich über die Art der 
Verstöße berichten, nicht jedoch über die ausge-
sprochenen Strafen.  
 
Schminke: „Ein Schelm, wer böses dabei denkt. 
Die Kunden haben einen Anspruch auf Qualitäts-
fleisch, darum wollen wir die schwarzen Schafe 
durch knallharte Sanktionen vom Markt zu  
eleminieren!“ 

Personifizierte Antriebslosigkeit bei Fleischkontro llen? (03.12.2008) 

Verbraucherschutz 

Ein Artikel aus der Nordseezeitung vom 13.12.2008 z ur "Aktuellen Stunde" im  
Niedersächsischen Landtag am 12.12.2008:  
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Vergabegesetz ist handwerkliche Schluderei  
Schminke: Das Gesetz ist ein Papiertiger (11.12.2008) 

„Gemessen an den Anfor-
derungen einer anständi-
gen Handwerksarbeit 
würde die Landesregie-
rung mit dem Vergabege-
setz schon bei der Gesel-
lenprüfung scheitern“, 
erklärte Landtagsabge-
ordnete Ronald Schminke 
aus Hann. Münden. 
 

Die SPD-Fraktion kritisiert das von CDU und 
FDP jetzt beschlossene Landesvergabegesetz als 
völlig unzureichend. „Es handelt sich um ein in-
haltsarmes Rumpfgesetz, das lediglich ein Papier-
tiger ohne Wirkung und Kraft ist“, sagte der 
Landtagsabgeordnete Ronald Schminke. „Mit 
diesem Gesetz versündigt sich Schwarz-Gelb an 
mittelständischen und vor allem heimischen Un-
ternehmen.“  
 
Schminke: „Die Kreishandwerkerschaften und 
der DGB haben die Landesregierung vergeblich 
aufgefordert, durch das Vergabegesetz bestehen-
de Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen. He-
rausgekommen ist ein Papiertiger ohne Wirkung, 
eine handwerkliche Schluderei!“ 

Laut Schminke versäumt es das Vergabegesetz, 
für wirklich faire Wettbewerbsbedingungen am 
Arbeitsmarkt zu sorgen. „Wichtige Branchen wie 
der ÖPNV bleiben außen vor, bei vielen Aufträ-
gen greift das Gesetz gar nicht, weil es erst ab 
einem Auftragswert von 30.000 Euro gilt.“ Die 
milden Sanktionen bei Verstößen gegen das Ver-
gabegesetz sorgen bei Schminke ebenfalls für 
Unmut: „Jeder emsländische Eierdieb wird härter 
bestraft als die modernen Sklaventreiber, die mit 
der Not anderer Menschen Millionen verdienen. 
Ein schlechter Witz ist zudem die Befristung des 
Gesetzes bis 2013.“  
 
Schminke: „Vergaben im Personenverkehr oder 
bei Dienstleistungen bleiben zukünftig völlig au-
ßen vor. Kontrollen sind ebenfalls nicht ver-
pflichtend geregelt und somit ist der eigentliche 
Sinn des Gesetzes, Schutz vor der Billigkonkur-
renz zu gewährleisten, verbrannt.“ Einzig bei der 
Hineinnahme von Tarifverträgen mit Allgemein-
verbindlichkeitserklärung auf der Landesebene in  
das Gesetz habe sich die CDU bewegt. 

Wirtschaft und Arbeit   

14.-16.01. Plenarsitzung des Niedersächsischen 
 Landtages 
 
23.01. Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und  
 Verkehr 
 
30.01. Ausschuss für den Ländlichen Raum,  
 Ernährung, Landwirtschaft und  
 Verbraucherschutz 
 
06.02. Ausschuss für den Ländlichen Raum,  
 Ernährung, Landwirtschaft und  
 Verbraucherschutz 
 
18.-20.02. Plenarsitzung des Niedersächsischen 
 Landtages 

Landtags-Termine im Januar und Februar 2009 

Impressum 
Herausgeber: Ronald Schminke, MdL 

Wahlkreisbüro Ronald Schminke  
Nikolaistr. 30, 37073 Göttingen 

eMail: info@ronald-schminke.de 
Tel.: 0551/50311-14, Fax: 0551 / 50311-22  

Redaktion: Marcel Riethig, Maja Reusch 

Dieser Newsletter wird in der Regel einmal 
pro Quartal erscheinen. Gerne können Sie den 
Newsletter an Interessierte weiterleiten. 
 
Wenn Sie die elektronische Information  
abbestellen wollen, schreiben Sie einfach eine 
Email an info@ronald-schminke.de mit dem 
Betreff „Newsletter abbestellen“.  

Weitere Informationen zum Thema 
Hier finden Sie dem Änderungsantrag der SPD: 
http://www.spd-landtag-nds.de/web/binary.jsp?nodeId=9965&binaryId=10787&disposition=inline 
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Sitzungen des Niedersächsischen Landestags  
im November und Dezember 2008 

Weitere Anträge der SPD im Landtag: 

Auf Initiative der SPD-Fraktion haben sich die 
niedersächsischen Pflegekassen und Wohl-
fahrtsverbände auf Verbesserungen für das 
Pflegepersonal und für Pflegebedürftige geei-
nigt.  
 
„Hartnäckigkeit zahlt sich aus: Künftig erhalten 
die Pflegeheime in Niedersachsen eine 3,4 % hö-
here Vergütung. Zusätzliches Geld, das dem hart 
arbeitenden Pflegepersonal und den Pflegebedürf-
tigen direkt zugute kommt“, bilanzierte Uwe 
Schwarz, Sozialexperte und stellv. Fraktionsvor-
sitzender. Auch in einer für viele inkontinente 
Menschen zentralen Streitfrage konnte die SPD-
Fraktion durch intensive Gespräche mit und zwi-
schen AOK Niedersachsen und Pflegeein- 

-einrichtungen erfolgreich vermitteln. In den letz-
ten Monaten hatten nach einer Umstellung im 
Lieferantensystem zahlreiche AOK-Nieder-
sachsen-Versicherte über eine schlechte Versor-
gung mit zum Teil mangelhaften Inkontinzenzar-
tikeln geklagt. Dieser „Windelstreit“ wurde mit 
SPD-Hilfe  beigelegt.  
 
Nunmehr erhalten Pflegeheime rückwirkend vom 
1. Oktober an für jeden inkontinenten Bewohner 
eine zusätzliche monatliche Vergütung für den 
erhöhten Aufwand. Außerdem verpflichteten sich 
die Hersteller künftig die erforderliche Qualität 
und Versorgung zu gewährleisten. In Kürze dürf-
te sich deshalb auch hier die Situation für das 
Pflegepersonal und die Pflegebedürftigen deutlich 
verbessern. 

Verbesserung für Pflegebedürftige und  
Pflegepersonal (06.10.2008) 

Patientenverfügung  
 
Ronald Schminke wird sich 2009 dem Thema 
Patientenverfügung widmen und mit Infoveran-
staltungen durch die Ortschaften des Wahlkrei-
ses reisen.  
 
Wer Interesse hat, Ronald Schminke für eine 
Infoveranstaltung als Referenten einzuladen und 
weitere Informationen zum Thema haben möch-
te, meldet sich beim Wahlkreisbüro. 

SPD-Fraktion unterstützt Kampagne der  
CARITAS zum Pflegenotstand: 
http://www.spd-landtag-nds.de/web/content.jsp?nodeId=10417&lang=de 

Weitere Informationen zum Thema 

November-Plenum  
 
�  Auswirkungen der Finanzmarktkrise auf die  
   Realwirtschaft minimieren - Schutzschirm für  
   Arbeitsplätze in Niedersachsen schaffen 
�  Aktionsprogramm gegen Rechtsextremismus,  
   Menschenfeindlichkeit und Antisemitismus   
�  Messestandort Hannover stärken 
�  Schutz niedersächsischer Interessen im  
   Aufsichtsrat der Volkswagen AG  

Dezember-Plenum 
 
�  Landesvergabegesetz -   
   Änderungsantrag  
�  „Tourismusoffensive“ für den Harz -  
   Änderungsantrag  
�  Mit Europa-Millionen gegen die Krise -  
   Niedersächsisches „Beschleunigungs- 
   programm“ für Strukturhilfen bis 2013 auflegen 
 

Internetseite der SPD-Landtagsfraktion: www.spd-landtag-niedersachsen.de.  

Seite 4/5 



Schülerdemonstration für mehr Bildung vor dem 
Niedersächsischen Landtag: 700 Teenager brin-
gen am 12.11. die Landesregierung in Verlegen-
heit: »Knüppel frei« oder »Verständnis demonst-
rieren«, das war hier die Frage. 
 
Die CDU hat massiv versucht die Proteste von 
Schülerinnen und Schüler als von »linken Chao-
ten« ferngelenkt zu diffamieren. Die Landtags-
fraktion hat dagegen gehalten. Der Protest von 
bundesweit ca. 100.000 hat seine Wurzeln in den 
Missständen des Schulsystems. Die Jugendlichen 
lassen sich große Klassen, zu wenig Lehrkräfte 
und die völlig unausgegorenen Konzepte für 
das Abitur nach acht Schuljahren nicht mehr bie-
ten. Sie fordern aber auch mehr Gesamtschulen. 
Die SPD in Niedersachsen wird diesen Protest 
auch weiter unterstützen. 

Schule und Bildung - Themen im Landtag 
SPD unterstützt auch in Zukunft Schülerproteste  

Immer neue Baustellen in der Kultuspolitik  
Mit dem Wechsel zur neuen Kultusministerin 
Heister-Neumann verbanden viele die Hoffnung 
auf ein Ende der hektischen und unkoordinierten 
Reformen. Nach neun Monaten im Amt ist die 
Bilanz ernüchternd: Baustellen und kein Ende. 
 
BAUSTELLE 1 - Gesamtschulen brauchen 
keine  Ganztagsangebote 
In der von der SPD-Landtagsfraktion beantragten 
Dringlichen Anfrage »Verweigert die Landesre-
gierung neuen Gesamtschulen den Status Ge-
samtschule?«, antwortete die Landesregierung, 
dass der Status Ganztagsschule nicht zum päda-
gogischen Konzept einer Integrierten Gesamt-
schule (IGS) gehöre. Auch bei der Umwandlung 
von einer ganztägigen Haupt- und Realschule zur 
IGS müsse diese Schule erneut als Ganztagsschu-
le genehmigt werden. Damit entfällt der bereits 
vollzogene Ganztagsstatus. In den bereits beste-
henden Integrierten Gesamtschulen nehmen aber 
95,5 % der Schüler und Schülerinnen an den 
Ganztagsangeboten teil. Diese Grundlage für ei-
nen rhythmisierten Schultag mit Unterricht, För-
derung und Freizeitangeboten ist bei den Eltern-
befragungen der Maßstab für eine Entscheidung 
für eine IGS gewesen. Für Eltern ist eine Gesamt-
schule eine Ganztagschule. Für die SPD ist klar, 
dass ganztägige Angebote an allen Schulformen 
notwendig sind. Deswegen hat die SPD-
Landtagsfraktion in ihrem Antrag zum Haushalt 
2009 insgesamt 600 zusätzliche Stellen für Ganz-
tagsangebote für alle Schulformen beantragt. 

BAUSTELLE 2 - Keine Verbesserung der 
Qualität in Kitas 
Im Dezember-Plenum haben die Mehrheitsfrakti-
onen den Gesetzentwurf zur Veränderung 
des Kindertagesstättengesetzes für mehr Qualität 
in den Kindertageseinrichtungen, Drs. 16/497, 
abgelehnt. Damit haben sie sich gegen die »Dritte 
Kraft« in Krippen, gegen die Erhöhung der Ver-
fügungsstunden für Gruppenleitungen, gegen die 
Verringerung der Gruppengrößen von derzeit 25 
auf 20 Kinder für die Drei- bis Sechsjährigen und 
gegen die Verbesserung der Integration von be-
hinderten Kindern in Krippen entschieden. 
 
BAUSTELLE 3 - Schulinspektion - nun? 
Es reicht nicht aus, Schulen zu inspizieren und 
Defizite festzustellen, sondern es müssen auch 
ausreichend Ressourcen zum Abbau dieser Defi-
zite bereitgestellt werden. Insbesondere bei der 
Verbesserung der Unterrichtsqualität dürfen die 
Schulen nicht allein gelassen werden. Umso mehr 
ist es notwendig, die Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote der Landesschulbehörde auf- und 
auszubauen. Deswegen hat die SPD-Fraktion ins-
gesamt 100 Stellen zur Verbesserung der Situati-
on der Landesschulbehörde in ihrem Antrag zum 
Haushalt 2009 eingestellt. Alle diese Anträge der 
SPD lehnte die Regierungsmehrheit im Landtag 
ab. Wie stark der Widerstand der Bevölkerung 
gegen die verfehlte Kultuspolitik ist, zeigen die 
zahlreichen Demonstrationen der vergangenen 
Wochen. 
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